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1. Vereinbarkeit von Beruf und Familie als 
gesellschaftliche und gewerkschaftliche 
Herausforderung1 

1. Herausforderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
1. Herausforderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

„Aus meiner Sicht ist es ein gravierendes Problem, dass Vereinbarkeit überwiegend ein 
Frauenthema und oft ein Frauenproblem ist. Meistens zieht doch die Frau die Konse-
quenzen, wenn es unter dem Hut, unter den wir alles bringen wollen, eng wird.“ (Benner 
2012: 4) 

„Die IG Metall hat die Vereinbarkeit von Arbeit und Leben ganz oben auf ihre Agenda 
gesetzt. Die entscheidende Stellschraube dafür ist die Zeit.“ (Hofmann 2014: 48) 

Thema und Erkenntnisinteresse  

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist in den letzten Jahren zu einem 
Schlüsselthema der deutschen Gesellschaft geworden. Einerseits haben sich 
die Anforderungen an die Beschäftigten deutlich verändert. Andererseits for-
dern die Beschäftigten auch, dass der Staat mehr in die Familienpolitik und 
eine gelingende Vereinbarkeit von Familie und Beruf investieren muss. Damit 
rückt dieses Thema in den Mittelpunkt der Diskussionen um die Weiterent-
wicklung der Arbeitsgesellschaft.  

Die Zitate von Christiane Benner und Jörg Hofmann legen nahe, dass die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf inzwischen einen hohen Stellenwert in 
den Diskursen der IG Metall einnimmt. Hofmann spricht sogar davon, dass sie 
ganz oben auf der Agenda steht. Christiane Benner argumentiert aus einer an-
deren Perspektive. Sie kritisiert, dass Vereinbarkeit nicht nur ein Frauenthema, 
sondern in erster Linie ein Problem der Frauen sei, Familie und Beruf zu ver-
einbaren. Wenngleich beide Perspektiven unterschiedliche Probleme und Her-
ausforderungen ansprechen, so zeigen sie doch auch, dass das Thema Verein-
barkeit zunehmend in das Themenfeld der Politik der IG Metall gerückt ist.  

Dass das Politikfeld der Familien- und Vereinbarkeitspolitik insgesamt an 
Bedeutung gewonnen hat, wird auch durch das Memorandum „Familie und 
Arbeitswelt. Die NEUE Vereinbarkeit“ (BMFSFJ et al. 2015) deutlich, wel-
ches im Dezember 2015 vom Bundesfamilienministerium gemeinsam mit den 
Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft (BDA, DIHK, ZDH) und dem 
DGB im Rahmen des Unternehmensprogramms „Erfolgsfaktor Familie“ erar-
beitet und unterzeichnet wurde. Darin werden einige Fortschritte der Verein-
barkeitspolitik genauso beleuchtet wie die Handlungsperspektiven der betei-

                                                           
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und 

weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl 
für die Geschlechter.  
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ligten Akteure. Die Partner haben einerseits gemeinsam Bilanz gezogen und 
andererseits Herausforderungen identifiziert. Insgesamt werden sechs Fort-
schrittsfelder der Vereinbarkeit benannt (ebd.: 6-15). Dazu zählen die Themen-
setzung und der Bedeutungszuwachs der Vereinbarkeit, die verbesserte Kin-
derbetreuung, der wachsende Konsens für flexible familienbewusste Arbeits-
zeiten, die Zunahme der Müttererwerbstätigkeit und ein breites Verständnis 
von Vereinbarkeit. Aus diesen Fortschritten ergeben sich gemeinsame Heraus-
forderungen für die Akteure (ebd.: 16-23): Sie sprechen sich für ein stärkeres 
Familienbewusstsein in der Arbeitswelt aus. Daneben soll die Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf deutlicher unterstützt werden. Zudem werden die part-
nerschaftliche Aufgabenteilung in Familie und Beruf, die Notwendigkeit der 
Vereinbarkeit in Führungspositionen und die Digitalisierung als Potenzial für 
die Vereinbarkeit genannt.  

Aus dieser Bilanz ergeben sich zehn Leitsätze, wie sich Politik und Wirt-
schaft den Herausforderungen stellen wollen (ebd.: 24-27). Die partnerschaft-
liche Vereinbarkeit soll sich zum Mainstream entwickeln (erstens). Unter dem 
Stichwort „Arbeitgeberattraktivität 2020“ wird Vereinbarkeit insbesondere 
vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels und des demografischen Wandels 
hervorgehoben (zweitens). Daneben wird (drittens) die Notwendigkeit von be-
darfsgerechten, qualitativ hochwertigen, bezahlbaren Betreuungseinrichtun-
gen betont. Die neue Vereinbarkeit adressiert (viertens) Väter und Mütter in 
gleichem Maße und dementsprechend werden vollzeitnahe Erwerbsmuster 
beider Partner nicht mehr als Ausnahme definiert (fünftens). Im Zentrum steht 
ein Interessenausgleich zwischen Politik, den Sozialpartnern und den Beschäf-
tigten, um die Vereinbarkeit gemeinsam gestalten zu können (sechstens). Die 
neuen Formen der Digitalisierung sollen (siebtens) in der Form neuer fami-
lienfreundlicher Arbeitskonzepte genutzt werden. Auch die Pflegeverantwor-
tung (achtens) und die Forderung nach einem transparenten Markt professio-
neller Dienstleistungen (neuntens) werden als Handlungsfelder genannt. Zu-
dem sollen (zehntens) die Erkenntnisse der Evaluation der familien- und ehe-
bezogenen Leistungen als Grundlage für die weitere Gestaltung der Vereinbar-
keitspolitik genutzt werden.  

Die verschiedenen politischen Akteure haben inzwischen die Verantwor-
tung für eine Politik, die an einer gelingenden Work-Life-Balance orientiert 
ist, erkannt und betonen dies zunehmend. Dabei gerät auch die Ebene der Be-
triebe in den Fokus. Betriebliche Work-Life-Balance-Maßnahmen sind not-
wendig, um – unter Beachtung privater, kultureller und gesundheitlicher Her-
ausforderungen – erfolgreiche Berufsbiografien zu ermöglichen (Prognos 
2005a; Prognos 2005b). Work-Life-Balance-Maßnahmen lassen sich demnach 
in drei Schwerpunkte unterteilen: (erstens) Maßnahmen zur Verteilung der Ar-
beitszeit im Lebensverlauf, (zweitens) Maßnahmen zur Flexibilisierung von 
Zeit und Ort der Leistungserbringung und (drittens) Maßnahmen zur Mitarbei-
terbindung (zum Beispiel durch individuelle Laufbahnplanung) (Prognos 
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2005b: 6). Eine betriebliche Verantwortung für die Work-Life-Balance erfor-
dert jedoch auch gesellschaftspolitische Rahmenbedingungen.  

Der Zukunftsreport Familie 2030 betont den Zusammenhang zwischen Fa-
milien- und Wachstumspolitik (Prognos 2016). Ziel ist es, das Konzept einer 
partnerschaftlichen Vereinbarkeit von Arbeits- und Familienleben zwischen 
Mann und Frau zu ermöglichen (ebd.: 61). Die formulierten Ziele fügen sich 
in das Konzept der nachhaltigen Familienpolitik ein (Bertram/Deuflhard 2014; 
Ristau 2005). Die Familienpolitik soll demnach dauerhaft und zukunftsfähig 
sein. Das Konzept umfasst fünf Bestandteile. Sie soll zu einer Steigerung der 
Geburtenrate beitragen. Zudem soll durch die nachhaltige Familienpolitik das 
Armutsrisiko, die Erziehungskompetenz und das Bildungsniveau von Familien 
stärker in den Blick genommen werden. Daneben steht die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (formuliert als Work-Life-Balance) im Zentrum der fami-
lienpolitischen Bemühungen (Ristau 2005).  

Insgesamt zeigt sich eine wachsende Bedeutung des Themas für die politi-
schen Akteure. Sie stehen damit zunehmend unter Handlungsdruck. Die ge-
sellschaftlichen Veränderungen, die zu einer stärkeren Bildungs- und Erwerbs-
beteiligung von Frauen beigetragen haben, führten schließlich auch dazu, dass 
Reformen innerhalb der Gesellschaft angestoßen werden konnten. Auf der po-
litischen Ebene muss dabei auf die familienpolitischen Reformbemühungen 
seit der Jahrtausendwende, die Vereinbarung zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern in der Privatwirtschaft sowie die Ände-
rung des Betriebsverfassungsgesetzes (2001), mit der die Vereinbarkeit als 
Aufgabe verankert wurde, verwiesen werden (Alemann/Oechsle 2015: 45-46).  

Vor dem skizzierten Hintergrund werden Fragen der gelingenden Verein-
barkeit von Beruf und Familie auch für die Beschäftigten zunehmend wichti-
ger. Die Ergebnisse des Allensbach Monitor Familienleben (2013) zeigen, dass 
eine bessere Vereinbarkeit als wesentliche Aufgabe der Familienpolitik gese-
hen wird. So geben 74 Prozent der Bevölkerung und 81 Prozent der Eltern mit 
Kindern unter 18 Jahren an, dass Familienpolitik die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf erleichtern soll (Institut für Demoskopie Allensbach 2013).  

Die IG Metall hat sich von ihren Beschäftigten bestätigen lassen, dass das 
Thema Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch bei ihnen besonders wichtig 
ist. Die Beschäftigtenbefragungen 2009, 2013 und 2017 haben ergeben, dass 
Dreiviertel der Befragten diesem Thema einen hohen Stellenwert beimessen 
(IG Metall 2009c; IG Metall 2013a; IG Metall Vorstand 2015a: 7). Damit steht 
die IG Metall vor der Herausforderung, dieses Thema nicht nur weiterzuver-
folgen und familienpolitische Positionen gegenüber anderen familienpoliti-
schen Akteuren zu vertreten, sondern auch eigene Positionen zu entwickeln, 
die die Wünsche der Beschäftigten aufnehmen. Zudem ist es notwendig, sich 
auch auf der Betriebsebene für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie einzusetzen. Die derzeitigen gesellschaftlichen, sozialen und ökonomi-
schen Veränderungen erfordern nicht nur eine moderne staatliche Familien-
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politik, sondern auch eine von den Sozialpartnern mitgestaltete Vereinbar-
keitspolitik.  

Detlef Wetzel, seit 2013 Erster Vorsitzender der Industriegewerkschaft, hat 
im Juli 2015 (IG Metall 2015b) in einem Interview betont, dass sich die IG 
Metall als Organisation verändert hat und weiter verändern muss. Dazu gehöre 
auch, dass Themen, die bisher keine oder eine eher geringe Rolle spielten, zu-
nehmend wichtiger werden müssten. Dies gelte insbesondere für die Fragen, 
die den Beschäftigten und der Wirtschaft wichtig seien. Wetzel nennt dabei die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf als prominentes Beispiel. Eine Steige-
rung des Interesses lässt sich auch daran festmachen, dass die Anzahl der Pub-
likationen zu diesem Thema seit der Jahrtausendwende deutlich angestiegen 
ist. Betrachtet man die verschiedenen Veröffentlichungen der IG Metall im 
Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, so fällt zunächst deren große 
Anzahl auf. So sind inzwischen zahlreiche Broschüren, Presseerklärungen und 
Reden veröffentlicht, die die Zentralität des Themas Vereinbarkeit bestätigen.  

Zwei Befunde lassen sich in diesem Zusammenhang besonders herausstel-
len: Einerseits betont die Wissenschaft die Zentralität der Akteure in diesem 
Politikfeld. Sowohl Irene Gerlach als auch Max Wingen messen den Gewerk-
schaften eine zentrale Rolle in der Familienpolitik bei (Gerlach 2010: 164-168; 
Wingen 1997: 180). Diese grundlegende Einordnung wurde bisher allerdings 
zu wenig durch empirische Untersuchungen operationalisiert und untersucht. 
Andererseits wurde die Familien- und Vereinbarkeitspolitik innerhalb der IG 
Metall insbesondere von den männlichen Gewerkschaftern als Frauenthemen 
ohne Tragweite für alle Beschäftigten bewertet. Die Frauen in der Organisation 
haben jedoch ihre Positionen stark gemacht und durch ihre Arbeit dazu beige-
tragen, dass die Vereinbarkeit inzwischen kein reines Frauenthema mehr ist 
und dass die Organisation den Stellenwert wahrnimmt und die Handlungen 
dementsprechend ausrichtet. An diese Befunde knüpft die vorliegende Studie 
an und fragt, inwiefern sich der Diskurs um die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf in der Organisation IG Metall durchsetzen konnte.  

Die männerdominierte IG Metall ist dafür ein besonders markantes Bei-
spiel. Noch in der Mitte der 1990er Jahre bescheinigten viele Forscher den 
Gewerkschaften im Allgemeinen und der IG Metall im Speziellen einen unge-
brochenen Traditionalismus in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse und die 
Organisationspolitik (Morgenroth 1996: 572). In den vergangenen Jahren zei-
gen sich deutliche Modernisierungstendenzen in der Organisation. So sind der 
Anteil der weiblichen IG-Metall-Mitglieder und der Anteil der weiblichen An-
gestellten in Verwaltungen und im Vorstand über einen längeren Zeitraum an-
gestiegen, allerdings bleiben beide Werte deutlich hinter denen anderer Ge-
werkschaften zurück. Diese Zahlen spiegeln zugleich die gesellschaftlichen 
Verhältnisse wider. Noch immer sind es in erster Linie die Frauen, die die 
Hauptlast der Sorgearbeit tragen. Frauen gehen häufiger in Elternzeit, küm-
mern sich um die Hausarbeit und Kinderbetreuung. Dies nimmt auch die IG 
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Metall wahr und thematisiert die zunehmende Verantwortung der Väter (Klös/ 
Seyda 2007: 28; Melzer 2008). Die Industriegewerkschaft ist auch aus einer 
anderen Perspektive ein interessantes Beispiel. Ihr kommt in der Sozialpolitik 
eine zentrale Bedeutung zu. Sie ist die größte der DGB-Gewerkschaften und 
kann zentrale politische Themen mitbestimmen und auf die politische Agenda 
setzen. Der Einfluss der IG Metall in der Sozialpolitik ist vielfach hervorgeho-
ben worden (zum Beispiel Urban 2013). Sie engagiert sich in allen Feldern der 
Sozialpolitik. Das Hauptaugenmerk liegt aber auf der Sozialversicherung (von 
Winter 1997: 150). Die Gewerkschaften sind in den Gremien der sozialen 
Selbstverwaltung vertreten und zugleich sind ihre Mitglieder als Beitragszah-
ler und Leistungsempfänger von den Auswirkungen sozialpolitischer Refor-
men betroffen.  

Vor dem Hintergrund der Dominanz männlicher Mitglieder und Vertreter 
in den Führungsgremien erstaunt es wenig, dass die Vereinbarkeit lange Zeit 
nicht im Mittelpunkt stand. Dies hat sich spätestens seit den 1990er Jahren 
verändert. Wenngleich Familien- und Vereinbarkeitspolitik traditionell nicht 
zu den Kernthemen der Industriegewerkschaft gehören, so finden sie inzwi-
schen Eingang in den innerorganisatorischen politischen Diskurs. Inwiefern 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sich zu einem zentralen Thema der IG 
Metall entwickeln konnte, wird in der vorliegenden Untersuchung diskutiert. 
Insbesondere seit dem Beginn des neuen Jahrtausends beschäftigen sich so-
wohl der DGB als auch die Einzelgewerkschaften auf ihren Kongressen mit 
dem Thema Familien- und Vereinbarkeitspolitik. Bei der IG Metall zeigt sich 
ein solcher Diskurs insbesondere auf dem Kongress von 2007. Er kann als Zä-
sur gewertet werden, da hier erstmals Familienpolitik im Zentrum der sozial-
politischen Diskussion stand (IG Metall 2007b: 16, 18, 21, 64, 75, 105, 119, 
131, 139, 149, 156, 208). Dabei wurde der Ausbau der Kinderbetreuung 
ebenso als Voraussetzung für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie definiert wie der Ausbau der Infrastruktur (Kinderbetreuungsangebote, 
Ganztagsschulen, Pflegeeinrichtungen). Des Weiteren stellte die IG Metall 
auch die familienorientierten Arbeitsbedingungen und -zeiten in den Mittel-
punkt. Die Gewerkschaft forderte passgenaue familienpolitische Geldleistun-
gen in Form von Familienkassen und setzte sich zugleich für die Abschaffung 
des Ehegattensplittings ein.  

Die Gründe dafür, dass sich die IG Metall mit dem Thema nach der Jahr-
tausendwende befasst, lassen sich wie folgt skizzieren: Erstens liegt die Fami-
lienpolitik außerhalb der klassischen Felder gewerkschaftlicher Sozialpolitik. 
Es sind vor allem die Sozialversicherungen, die im Zentrum gewerkschaftli-
cher Aufmerksamkeit stehen. Die Gewerkschaften haben in jeder Phase der 
historischen Entwicklung an deren Auf- und Ausbau entscheidend mitwirken 
können. Dabei steht die Statussicherung der Beschäftigten im Falle von Ein-
kommensausfällen im Mittelpunkt des Interesses. Die Familien- und Verein-
barkeitspolitik setzt andere Schwerpunkte in der Ausrichtung und Ausgestal-
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tung des Politikfeldes. Ein breiter gewerkschaftlicher Diskurs setzte zu einem 
Zeitpunkt ein, als wesentliche familienpolitische Reformen bereits auf den 
Weg gebracht wurden. Zweitens kann die relativ späte Befassung der Gewerk-
schaften mit diesen Themen auch mit der Struktur des Politikfeldes begründet 
werden. Familienpolitik ist seit ihrer Entstehung eine Querschnittspolitik zwi-
schen unter anderem der Kommunal-, Steuer-, Wirtschafts- oder Gesundheits-
politik und ist durch direkte und indirekte finanzielle Transfers zugunsten von 
Ehe und Familie gekennzeichnet. Dadurch ist eine Definition spezifischer Zu-
ständigkeiten und klar umrissener Aufgaben deutlich schwieriger als bei ande-
ren Politikfeldern. Zudem ist die Familienpolitik durch eine Fragmentierung 
politischer und administrativer Zuständigkeiten gekennzeichnet, die es auch 
den Gewerkschaften erschwert, einen adäquaten Zugang zu dem Politikfeld zu 
finden. Die Familienpolitik ist ferner für viele Akteure ein Feld, welches ge-
genüber anderen Themen nachrangig ist. Drittens trägt auch diese Nachran-
gigkeit dazu bei, dass sich die Gewerkschaften diesem Thema erst vergleichs-
weise spät annahmen. Familie wurde in der Bundesrepublik bis in die 1990er 
Jahre als Privatsache gesehen, in die sich die staatliche Politik und die staatli-
chen Akteure nicht einmischen sollten. Erst durch die gesellschaftlichen Mo-
dernisierungstendenzen (zum Beispiel die gestiegene Erwerbsbeteiligung der 
Frau und ein gewandeltes Rollen- und Familienverständnis) rückte die Fami-
lien- und die Vereinbarkeitspolitik in den Fokus der staatlichen Akteure und 
auch in den Fokus der Sozialpartner.  

Neben diesen gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen legte die No-
vellierung des Betriebsverfassungsgesetzes im Jahr 2001 einen politisch-regu-
lativen Grundstein für eine Befassung der Sozialpartner mit der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Es wurde festgeschrieben, dass es die Aufgabe des 
Betriebsrates ist, die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern – 
insbesondere bei der Einstellung, der Beschäftigung, der Aus-, Fort- und Wei-
terbildung und dem beruflichen Aufstieg – und die Vereinbarkeit von Familie 
und Erwerbsarbeit zu fördern. Damit kann der Betriebsrat konkrete Maßnah-
men beantragen und auch den Arbeitgeber in Zugzwang bringen (Martini 
2014a: 93). Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird damit zu einem 
wichtigen Handlungsfeld der Betriebsräte und der Gewerkschaften (Knüt-
tel/Martini 2014: 22; Martini 2014a: 93).  

Die Bedeutung der IG Metall zeigt sich auch bei den jüngsten Reformen der 
Familien- und Vereinbarkeitspolitik. So finden sich zu allen aktuellen Refor-
men, Gesetzesvorhaben und Gesetzen Stellungnahmen, Erklärungen oder Re-
den der Gewerkschaft. Deutlich wird dabei, dass sich die IG Metall nicht nur 
für eine stärkere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ausspricht, sondern 
auch, dass die Gewerkschaft das Ehegattensplitting und das Betreuungsgeld 
ablehnt (IG Metall 2012a).  

Die IG Metall kann in besonderem Maße einen entscheidenden Beitrag zur 
Familien- und Vereinbarkeitspolitik leisten und profitiert ebenso wie die Ar-


